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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag vom 14. Dezember 2012 
über die abschließende Aufteilung des Finanzvermögens 
gemäß Artikel 22 des Einigungsvertrages zwischen dem Bund, 
den neuen Ländern und Berlin (Finanzvermögen-Staatsvertrag) 
und zur Änderung der Bundeshaushaltsordnung 


A. Problem und Ziel 

Am 14. Dezember 2012 schlossen der Bund, die neuen Länder und Berlin einen 
Staatsvertrag zur abschließenden Aufteilung des Finanzvermögens gemäß Arti- 
kel 22 des Einigungsvertrages. Diesem Staatsvertrag wird mit diesem Gesetz zu- 
gestimmt (Artikel 1). 

Nach Artikel 22 Absatz 1 Satz 3 des Einigungsvertrages ist das Finanzvermögen 
so aufzuteilen, dass der Bund einerseits und die neuen Länder und Berlin ande- 
rerseits je die Hälfte des Vermögensgesamtwertes erhalten. Nach Artikel 22 Ab- 
satz 1 Satz 4 des Einigungsvertrages beteiligen diese Länder die Gemeinden 
(Gemeindeverbände) in eigener Verantwortung angemessen an dem Länderan- 
teil; diese Beteiligung ist nicht Gegenstand des Staatsvertrages. 

Seit dem Inkrafttreten des Einigungsvertrages wurden — teilweise im Vorgriff 
auf die zu erwartende Verteilung des Finanzvermögens, teilweise zur Regelung 
der Verteilung der Kosten der Wiedervereinigung — eine Reihe von gesetzlichen 
Regelungen sowie Verfügungen in Bezug auf das Finanzvermögen getroffen, 
die im Rahmen der abschließenden Verteilung des Finanzvermögens berück- 
sichtigt werden. 

Ziel der Änderung der Bundeshaushaltsordnung (Artikel 2) ist es, eine effektive 
und zeitlich lückenlose Finanzkontrolle sicherzustellen und gleichzeitig den 
Adressaten von Prüfungs- und Erhebungsanordnungen ausreichende Rechts- 
schutzmöglichkeiten zu gewähren. In den Fällen, in denen der Bundesrech- 
nungshof außerhalb der unmittelbaren Bundesverwaltung Prüfungen oder Erhe- 
bungen durchführt, erlässt er aufgrund der Vorgaben der Rechtsprechung bei 
Bestreiten seiner Prüfungs- und Erhebungsrechte Prüfungs- und Erhebungsan- 
ordnungen als Verwaltungsakte. Werden diese mit der Anfechtungsklage ange- 
fochten, führt dies aufgrund der aufschiebenden Wirkung auch bei geringen 
Erfolgsaussichten zu erheblichen Verzögerungen und kann zeitkritische Prü- 
fungsvorhaben ganz verhindern. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung 
kaim nur in Fällen besonderer Dringlichkeit erfolgen, wozu nach der Rechtspre- 
chung einiger Instanzgerichte die Berichterstattung an das Parlament nicht ge- 
hört. 
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B. Lösung 

Verabschiedung dieses Gesetzes. 

Zur Änderung der Bundeshaushaltsordnung (Artikel 2) gilt ergänzend, dass ein 
generelles Entfallen der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen 
Prüfungs- und Erhebungsanordnungen dem Bundesrechnungshof die Möglich- 
keit eröffnet, Prüfungsvorhaben unmittelbar durchzuführen. Die Adressaten sei- 
ner Prüfungs- und Erhebungsanordnungen können über einen Antrag auf An- 
ordnung der aufschiebenden Wirkung vorläufigen Rechtsschutz erhalten. 


C. Alternativen 

Festlegung der Aufteilung des Finanzvermögens unmittelbar durch Bundes- 
gesetz. 

Zur Änderung der Bundeshaushaltsordnung (Artikel 2) gibt es keine Alternative. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Mit der gesetzlichen Regelung zu dem Staatsvertrag (Artikel 1) sind im Bundes- 
haushalt keine Veränderungen der geplanten Ausgaben verbunden. Die Finan- 
zierung der Sanierangsaufwendungen der Wismut GmbH wird auch heute schon 
durch den Bundeshaushalt sichergestellt. 

Die Erstattungen aus dem Finanzvermögen an die Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben entfallen. Die Aufwendungen werden aus dem 
Wirtschaftsplan der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
getragen. Davon entfallen auf das Jahr 2013 rund 15 Mio. Euro, 2014 rund 
14,5 Mio. Euro, 2015 rund 14,2 Mio. Euro und 2016 rund 14 Mio. Euro. 

Bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben sind die Aufwände und Erträge 
für die Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte des Finanzvermögens im 
Wirtschaftsplan zu berücksichtigen und wirken sich auf die Abführung bei Ka- 
pitel 60 04 Titel 12101 aus. Der Staatsvertrag hat keine Auswirkungen auf die 
Haushalte von Ländern und Kommunen. 

Durch die Änderung der Bundeshaushaltsordnung (Artikel 2) sind infolge der 
Durchführung keine zusätzlichen Haushaltskosten zu erwarten. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgeriimen und Bürger 

Der Gesetzentwurf enthält keine Regelungen, die zu einem Erfüllungsaufwand 
für Bürgerinnen und Bürger führen. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft werden keine Informationspflichten eingeführt, geändert oder 
aufgehoben. 

Juristische Personen des privaten Rechts als Adressaten von Prüfungs- und Er- 
hebungsanordnungen mussten bislang im vorläufigen Rechtsschutz Anträge auf 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung stellen. Künftig müssen sie die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung beantragen. Ein quantifizierbarer zu- 
sätzlicher Erfüllungsaufwand ist damit nicht verbunden. 
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand entsteht nicht. 

Die Zuordnung der durch die Regelung zu dem Staatsvertrag umfassten Grund- 
stücke und Vermögensgegenstände erfolgt unverändert nach den Regelungen 
des Vermögenszuordnungsgesetzes. Der Erfüllungsaufwand auf Seiten der Bun- 
desanstalt für Immobilienaufgaben sowie der Kommunen und Länder reduziert 
sich geringfügig durch den Verzicht auf Erlösauskehransprüche des Bundes (Ar- 
tikel 6 des Staatsvertrages). Hierdurch entfällt der für die Ermittlung und Durch- 
setzung dieser Ansprüche erforderliche Verwaltungsaufwand auf Seiten der 
Kommunen und der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben. Daneben ist eine 
schnellere und effizientere Abwicklung des Verfahrens nach dem Vermögenszu- 
ordnungsgesetz durch das Bundesamt für zentrale Dienste und offene Vermö- 
gensfragen möglich. 

Die beim Bund verbleibenden Vermögensgegenstände (beispielsweise Liegen- 
schaften, Fiskalerbschaften, Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber 
Dritten) werden wie bisher von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben und 
der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben verwaltet. Beim 
Bund entfällt der Verwaltungsaufwand für die durch den Treuhandstatus erfor- 
derliche Verwaltungstätigkeit. Die Kosteneinsparung für das Entfallen der ge- 
sonderten Berichterstattung (jährliche Fortschreibung der Ein- und Ausgaben- 
berichte, Jahresgespräche) ist gering. 

Die rechtliche und organisatorische Umsetzung des Staatsvertrages ist zeitlich 
begrenzt weiter zu koordinieren und zu überwachen. 

Für Berlin und die neuen Länder entfallen die sich aus Artikel 233 § 16 Absatz 1 
Satz 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche mittelbar erge- 
benden Informations- und Abrechnungspflichten in Bezug auf die endgültige 
Aufteilung des Vermögens nach Artikel 233 § 12 Absatz 2 Nummer 2 Buch- 
stabe c des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche. 

Für Berlin, die neuen Länder und ihre Kommunen entfallen die sich aus § 8 Ab- 
satz 4 Satz 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes ergebenden Informations- und 
Erfassungspflichten bei Immobilienverkäufen, die nach § 8 Absatz 1 Satz 1 des 
Vermögenszuordnungsgesetzes vorzunehmen waren. 

Durch die Änderung der Bundeshaushaltsordnung entsteht kein Erfüllungsauf- 
wand der Verwaltung. Die Anwendung des Gesetzes lässt vielmehr beim Bun- 
desrechnungshof die Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit bei Prüfungs- 
und Erhebungsanordnungen und den damit verbundenen Aufwand entfallen. 
Zudem reduziert sie voraussichtlich die Anzahl der Gerichtsverfahren. Soweit 
als Teil der mittelbaren Verwaltung etwa Sozialversicherungsträger betroffen 
sind, ist mit der Regelung — wie in Abschnitt E.2 — kein erkennbarer zusätzlicher 
Aufwand verbunden. 


F. Weitere Kosten 

Weitere Kosten sind nicht zu erwarten. 

Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Wirtschaft, die sozialen Sicherungs- 
systeme, Einzelhandelspreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver- 
braucherpreisniveau. 
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Bunjoesrepubj .IK Deutscheand 
DIE BUNDESKANZLERIN 


Berlin, 


März 2013 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Enttwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag vom 14. Dezember 2012 
über die abschließende Aufteilung des Finanzvermögens gemäß Artikel 22 
des Einigungsvertrages zwischen dem Bund, den neuen Ländern und Berlin 
(Finanzvermögen-Staatsvertrag) und zur Änderung der 
Bundeshaushaltsordnung 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrolirates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates ist als Anlage 3 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 907. Sitzung am 1 . März 201 3 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 4 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 5 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag vom 14. Dezember 2012 
über die abschiießende Aufteiiung des Finanzvermögens 
gemäß Artikei 22 des Einigungsvertrages zwischen dem Bund, 
den neuen Ländern und Beriin (Finanzvermögen-Staatsvertrag) 
und zur Änderung der Bundeshaushaitsordnung 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Zustimmung zum 
Finanzvermögen-Staatsvertrag 

(1) Dem Staatsvertrag vom 14. Dezember 2012 über die 
abschließende Aufteilung des Finanzvermögens gemäß Ar- 
tikel 22 des Einigungsvertrages zwischen dem Bund, den 
neuen Ländern und Berlin (Finanzvermögen-Staatsvertrag) 
wird zugestimmt. 

(2) Der Finanzvermögen-Staatsvertrag wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

Änderung der Bundeshaushaltsordnung 

Nach § 95 der Bundeshaushaltsordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. August 1969 (BGBl. 1 


S. 1284), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2010 (BGBl. 1 S. 1885) geändert worden ist, 
wird folgender § 95a eingefügt: 

„§ 95a 

Prüfungsanordnung und Entfall der 
aufschiebenden Wirkung 

Erlässt der Bundesrechnungshof zur Durchsetzung seiner 
Rechte nach § 94 Absatz 1 und § 95 Anordnungen, so hat die 
Anfechtungsklage hiergegen keine aufschiebende Wir- 
kung.“ 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen gibt den Tag, an 
dem der Finanzvermögen-Staatsvertrag nach dessen Artikel 9 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Zu Artikel 1 (Zustimmung zum Finanzvermögen- 
Staatsvertrag) 

Das Vermögen der Deutschen Demokratischen Republik 
wurde gemäß den Regelungen des Kapitels VI des Eini- 
gungsvertrages aufgeteilt. Das öffentliche Vermögen von 
Rechtsträgern im Beitrittsgebiet, das nicht unmittelbar be- 
stimmten Verwaltungsaufgaben dient (Finanzvermögen), 
unterliegt nach Artikel 22 Absatz 1 des Einigungsvertrages 
der Treuhandverwaltung des Bundes. Ausgenommen hier- 
von sind das Vermögen der Sozialversichemngen, das der 
Treuhandanstalt übertragene Vermögen sowie das Vermö- 
gen, das durch Gesetz gemäß § 1 Absatz 1 Satz 2 und 3 des 
Treuhandgesetzes den Gemeinden, Städten oder Landkrei- 
sen übertragen wird. 

Das Finanzvermögen ist nach Artikel 22 Absatz 1 Satz 3 des 
Einigungsvertrages durch Bundesgesetz so aufzuteilen, dass 
der Bund einerseits und die neuen Länder und Berlin ande- 
rerseits je die Hälfte des Vemiögensgesamtwertes erhalten. 
Diese Aufteilung erfolgt nunmehr durch den Finanzvermö- 
gen-Staatsvertrag sowie das diesen Staatsvertrag in Kraft 
setzende Bundesgesetz. 

Mit diesem Staatsvertrag soll in Bezug auf das Finanzvermö- 
gen nach Artikel 22 des Einigungsvertrages auch eine Reihe 
von Punkten abschließend geklärt werden, zu denen zwi- 
schen Bund und Ländern unterschiedliche Auffassungen be- 
standen, darunter: 

- die Zurechnung von Saniemngsaufwendungen der 
Wismut GmbH zum Finanzvermögen, 

- die Zurechnung der Verbindlichkeiten der Staatlichen Ver- 
sicherung der Deutschen Demokratischen Republik in 
Abwicklung zum Finanzvermögen, 

- die Art und der Umfang der Inanspruchnahme des Finanz- 
vermögens für die Speisung des Entschädigungsfonds 
nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 des Entschädigungsgeset- 
zes, 

- die Anrechnung des den neuen Ländern und Berlin unent- 
geltlich übertragenen Bodenreformlandes nach Artikel 233 
§ 16 Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit § 12 Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe c des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche, 

- die Erfassung, Abrechnung und Abführung der Veräuße- 
rungserlöse nach § 8 Absatz 4 des Vermögenszuord- 
nungsgesetzes durch die neuen Länder und Berlin, 

- die Berücksichtigung der im Vorgriff auf die Aufteilung 
des Finanzvermögens nach Artikel 22 des Einigungsver- 
trages und aufgrund des Beschlusses der Bundesregierung 
„Aufschwung Ost“ vom 8. März 1991 an die Kommunen 
übertragenen volkseigenen Liegenschaften, die ehemals 
in Rechtsträgerschaft des Freien Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes standen, sowie der hierbei im Rahmen der 
Erlösauskehr an die Kommunen geleisteten Zahlungen, 


- die Verwaltung und Verwertung des bislang nicht zur Zu- 
ordnung beantragten ehemals volkseigenen Vermögens, 
soweit es dem Finanzvermögen zuzurechnen ist. 

Nach Auffassung des Bundes beläuft sich der Wert des Fi- 
nanzvermögens auf rund minus 4 Mrd. Euro. Es besteht zwi- 
schen Bund und den neuen Ländern sowie Berlin Einigkeit, 
dass eine vollständige Klärung aller offenen Punkte mehr als 
20 Jahre nach der Wiedervereinigung nicht mehr möglich ist 
und dessen ungeachtet die zwischen dem Bund und den neu- 
en Ländern sowie Berlin noch offene Verteilung des Finanz- 
vermögens zur gegenseitigen Rechtssicherheit erfolgen soll. 
Daher haben sich der Bund und die neuen Länder sowie Ber- 
lin in mehrjährigen Verhandlungen auf eine Aufteilung des 
Finanzvermögens in der Form einer staatsvertraglichen Re- 
gelung geeinigt. 

Die Feststellung der Zuordnung ehemals volkseigenen Ver- 
mögens nach den Artikeln 2 1 und 22 des Einigungsvertrages 
erfolgt unverändert durch das Vermögenszuordnungsverfah- 
ren nach dem Vermögenszuordnungsgesetz. Insbesondere 
die Zuordnung ehemals volkseigenen Vermögens zuiu Ver- 
waltungsvermögen nach Artikel 21 Absatz 1 des Einigungs- 
vertrages sowie die Geltendmachung von Restitutionsan- 
sprüchen nach Artikel 2 1 Absatz 3 des Einigungsvertrages 
bleiben unverändert. 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union 
vereinbar. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Bundeshaushalts- 
ordnung) 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelung 

1 . Ausgangslage 

Die Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes zielt zum 
einen darauf ab, die Rechtmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 
der Verwaltung zu sichern und zu stärken, zum anderen da- 
rauf, mit seiner Berichterstattung dem Parlament eine 
Grundlage für seine Kontrolle des Haushaltsvollzugs und für 
die Entlastung der Bundesregierung zu geben (Artikel 114 
Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes, § 97 Absatz 1 der Bun- 
deshaushaltsordnung). Sie schafft die Voraussetzung dafür, 
dass der Bundesrechnungshof das Parlament aufgrund von 
Prüfungserfahrungen beraten (§ 88 Absatz 2 der Bundes- 
haushaltsordnung) und über Angelegenheiten von besonde- 
rer Bedeutung unterrichten (§ 99 der Bundeshaushaltsord- 
nung) kann. Inhaltlich umschreibt Artikel 114 Absatz 2 des 
Grundgesetzes nicht nur die Ziele und Aufgaben des Bun- 
desrechnungshofes, sondern normiert auch den Grundsatz der 
lückenlosen Finanzkontrolle, wonach es keine prüfungsfreien 
Räume geben darf 

Der Bundesrechnungshof nimmt seine Aufgaben im Regel- 
fall innerhalb der unmittelbaren Bundesverwaltung wahr. 
Für seine Prüfungen steht ihm ein in den §§88 ff. der Bun- 
deshaushaltsordnung geregeltes, eigenes Verfahren zur Ver- 
fügung. Differenzen über Bestehen oder Reichweite seiner 
Prüfungs- und Erhebungsrechte tritt er innerhalb der Struk- 
tur der Gebietskörperschaft Bund entgegen. Die geprüften 
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Stellen inforaiiert er mit einer Prüfungs- und Erhebungsan- 
kündigung, dass, wann und zu welchem Thema er seine 
Rechte wahrnimmt. Rechtsmittel hiergegen bestehen auf- 
grund des reinen Innenverhältnisses nicht. 

Abweichend hiervon führt der Bundesrechnungshof auf- 
grund besonderer Rechtsvorschriften auch Prüfungen oder 
Erhebungen bei Stellen außerhalb der unmittelbaren Bun- 
desverwaltung durch. Diese betreffen unter anderem sowohl 
die mittelbare öffentliche Verwaltung wie die als öffentlich- 
rechtliche Körperschaften verfassten Sozialversicherungs- 
träger als auch juristische Personen des privaten Rechts wie 
Zuwendungsempfänger oder Beteiligungsuntemehmen des 
Bundes. Die in der Bundeshaushaltsordnung und in weiteren 
Gesetzen geregelten Prüfungs- und Erhebungsrechte des 
Bundesrechnungshofes begründen diese Rechte unmittelbar 
gegenüber den jeweiligen Adressaten. Auch hier informiert 
der Bundesrechnungshof mit einer Prüfungs- oder Erhe- 
bungsankündigung über die geplante Wahrnehmung seiner 
Rechte. Werden diese bestritten, ist ihm deren Durchsetzung 
wie im Innenverhältnis gegenüber anderen Bundesbehörden 
versagt, da die Adressaten über eine eigene Rechtspersön- 
lichkeit verfügen. Das übliche Verfahren einer einfachen, 
nicht in Bestandskraft erwachsenden Prüfungs- und Erhe- 
bungsankündigung stellt nicht sicher, dass die Mitglieder des 
Bundesrechnungshofes ihren Auftrag aus Artikel 114 Ab- 
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes ordnungsgemäß wahmeh- 
men können. Die allein ihnen als Kollegium zugebilligte Be- 
fugnis, ihr Prüfungsrecht wahrzunehmen und — in Ausübung 
ihrer richterlichen Unabhängigkeit - geprüfte Stelle, Thema 
und Zeitpunkt der Prüfung festzulegen, können sie dann 
nicht ausüben. Die in der Verfassung vorgesehene vollstän- 
dige und lückenlose Prüfung durch den Bundesrechnungshof 
wird unterlaufen. Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben muss 
er in diesen Fällen die zu prüfende Stelle mit einer Prüfungs- 
oder Erhebungsanordnung verpflichten, die Prüfungstätig- 
keit zu ermöglichen und insbesondere die erforderlichen In- 
formationen bereitzustellen. Die Rechtsprechung hat diese 
Befugnis des Bundesrechnungshofes auch dadurch aner- 
kannt, dass sie den Erlass einer einstweiligen Anordnung 
nach § 123 der Verwaltungsgerichtsordnung mit der Begrün- 
dung verwehrt, dass dieser seine Prüfungs- und Erhebungs- 
rechte per Verwaltungsakt durchsetzen und dessen sofortige 
Vollziehung anordnen könne. Eine solche Prüfungs- und Er- 
hebungsanordnung erfüllt nach der Rechtsprechung die ma- 
teriellen Voraussetzungen eines Verwaltungsakts (BVerwG, 
1 C 34/92 vom 11. April 1995; OVG Schleswig, 3 LB 106/ 
04 vom 17. März 2006; VGH Kassel, 10 TG 2627/99 vom 
21. November 2000; OVG Münster, 16 B 24/11 vom 8. No- 
vember 2011). Der Bundesrechnungshof hat diese Vorgaben 
aufgegriffen und erlässt in diesen besonderen Fällen regel- 
mäßig Prüfungs- und Erhebungsanordnungen gegenüber 
Stellen außerhalb der unmittelbaren Bundesverwaltung als 
Verwaltungsakte. 

Dem steht nicht entgegen, dass der Bundesrechnungshof nur 
mit Blick auf seine eigene Verwaltung eine Behörde ist 
(Gesetzesbegründung zu § 1 BRHG, Bundestagsdrucksache 
10/3323). Sein Prüfungsverfahren folgt gesonderten, in den 
§§88 ff. der Bundeshaushaltsordnung geregelten Verfah- 
rensvorschriften, auf die das Verwaltungsverfahrensgesetz 
nicht anwendbar ist. Es ist auch kein Verwaltungsverfahren 
im Sinne von § 9 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Prü- 
fungs- oder Erhebungsanordnungen als Verwaltungsakte er- 


lässt der Präsident des Bundesrechnungshofes als Leiter der 
Verwaltung und aufgrund seiner Außenvertretungskompetenz 
gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 des Bundesrechnungshofgeset- 
zes. Der Präsident des Bundesrechnungshofes erlässt diese 
Verwaltungsakte, unterstützt durch die Verwaltungsabtei- 
lung als administrativer Infrastruktur. Er tut dies, um der 
Entscheidung der zuständigen Mitglieder des Bundesrech- 
nungshofes, eine von ihnen für erforderlich gehaltene Prü- 
fung durchzuführen, Geltung zu verschaffen. Insoweit wird 
dieser vom eigentlichen Prüfungsverfahren getrennte Ver- 
fahrensschritt durch die Verwaltungsabteilung vollzogen 
und damit im Zuge seiner Umsetzung zum Verwaltungsver- 
fahren im Sinne von § 9 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

Prüfungs- und Erhebungsanordnungen können als Verwal- 
tungsakte mit der Anfechtungsklage angefochten werden. 
Dies führt in der Regel zu erheblichen Verzögerungen des 
Prüfungsverfahrens. Zwar ist der Bundesrechnungshof be- 
müht, über die Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit 
nach § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsge- 
richtsordnung einen zügigen Verlauf seiner Prüfungs- und 
Erhebungsverfahren zu gewährleisten. Dabei ist jedoch das 
besondere sofortige Vollziehungsinteresse im Einzelfall dar- 
zulegen, da derzeit die sofortige Vollziehung einer Prüfungs- 
oder Erhebungsanordnung des Bundesrechnungshofes nach 
der Gesetzessystematik nicht die Regel, sondern der Aus- 
nahmefall ist. Nur besondere Umstände können die Aufhe- 
bung des durch den Rechtsbehelf ausgelösten Suspensivef- 
fekts rechtfertigen. Den verfassungsrechtlichen Auftrag 
einer lückenlosen Finanzkontrolle und Berichterstattung an 
das Parlament durch den Bundesrechnungshof greift die der- 
zeitige Regelung des § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung nicht auf. Die Vorschrift führt 
in den Fällen, in denen die Gerichte die Anordnung des 
Sofortvollzugs aufgrund ihres derzeitigen gesetzessystema- 
tischen Ausnahmecharakters aufheben, faktisch zu einem 
Stillstand der Finanzkontrolle. Die Gründe, die eine sofor- 
tige Vollziehung einer Prüfungs- oder Erhebungsanordnung 
zwingend nötig machen, lassen sich vor dem Beginn einer 
Prüfung aber üblicherweise nicht mit der nach § 80 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung zu for- 
dernden hinreichenden Bestimmtheit benennen. Zum Zeit- 
punkt der Entscheidung über den Erlass einer Prüfungs- oder 
Erhebungsanordnung stehen die Ergebnisse der Prüfung und 
damit deren Bedeutung für das Parlament nämlich regel- 
mäßig noch nicht fest. Der umfassende Verfassungsauftrag 
für den Bundesrechnungshof und das daraus abgeleitete Ge- 
bot der auch zeitlich lückenlosen Finanzkontrolle setzen 
aber voraus, dass der Sofortvollzug einer Prüfungsanord- 
nung und damit der Begirm der Prüfung selbst regelmäßig 
möglich sind. 

Damit können Adressaten von Prüfungs- oder Erhebungsan- 
ordnungen auch bei geringen Erfolgsaussichten in der 
Hauptsache Prüfungen des Bundesrechnungshofes durch 
Anträge auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
nach § 80 Absatz 5 Satz 1 Alternative 2 der Verwaltungsge- 
richtsordnung verzögern oder - im Zusammenhang mit Zeit- 
oder Fristabläufen - ganz verhindern. Liegen nach den bis- 
her geltenden rechtlichen Regelungen die Voraussetzungen 
für den Sofortvollzug als gesetzessystematischen Ausnah- 
mefall nicht vor, muss der Bundesrechnungshof die Bestäti- 
gung seiner Prüfungsrechte in der Hauptsache abwarten. Der 
Bundesrechnungshof kann dadurch gezwungen sein, wäh- 
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rend der Verfahrensdauer seine Prüfungsvorhaben jahrelang 
zurückzustellen. Dies kann dazu führen, dass etwa bei Prü- 
fungen mit zeitlichem Bezug zu anstehenden Gesetzesvorha- 
ben oder bei drohender Verjährung von Ansprüchen das Prü- 
fungsziel, das Parlament sachgerecht und aktuell zu beraten 
oder Ansprüche des Bundes geltend zu machen, nicht er- 
reicht werden kann. 

2. Zielsetzung und Konzeption 

Die Regelung greift den von der Rechtsprechung aufgezeig- 
ten Weg auf und stellt mit den Begriffen Anordnung und An- 
fechtungsklage klar, dass der Bundesrechnungshof seine 
Prüfungs- und Erhebungsrechte gegenüber Stellen außerhalb 
der unmittelbaren Bundesverwaltung per Verwaltungsakt 
durchsetzen kann. Das übliche Prüfungsverfahren innerhalb 
der unmittelbaren Bundesverwaltung bleibt hiervon unbe- 
rührt. 

Kern der Regelung ist das Ziel, Beeinträchtigungen einer 
effektiven, zeitlich lückenlosen Finanzkontrolle zu besei- 
tigen, eine umfassende Unterrichtung des Parlaments sicher- 
zustellen und trotzdem einen angemessenen Rechtsschutz 
für die Adressaten von Prüfungs- oder Erhebungsanordnun- 
gen zu gewährleisten. Erreicht wird dies durch ein generelles 
Entfallen der aufschiebenden Wirkung aufgrund einer bun- 
desgesetzlichen Regelung (§ 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
Alternative 1 der Verwaltungsgerichtsordnung). Anfechtungs- 
klagen gegen Prüfungs- oder Erhebungsanordnungen haben 
keine aufschiebende Wirkung. Die Anordnungen sind damit 
immer sofort vollziehbar. Die Mitglieder des Bundesrech- 
nungshofes können somit ihren verfassungsrechtlichen Auf- 
trag umfassend und im Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnis, 
den Gegenstand, die Zeit und den Umfang der Prüfung selbst 
und ungehindert zu bestimmen, unmittelbar erfüllen. Neben 
der Klage gegen die Prüfungs- oder Erhebungsanordnungen 
haben Adressaten der Anordnungen die Möglichkeit, sich 
mit einem Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wir- 
kung ihrer Klage nach § 80 Absatz 5 Satz 1 Alternative 1 der 
Verwaltungsgerichtsordnung gegen die unmittelbare Durch- 
führung der Prüfung oder Erhebung zu wenden. Die Umkeh- 
rung des Regel-Ausnahmeverhältnisses im Hinblick auf den 
Eintritt der aufschiebenden Wirkung des Rechtsmittels ist 
gerechtfertigt. Die Mitglieder des Bundesrechnungshofes 
werden mit ihren Prüfungsvorhaben in einem mit Verfas- 
sungsrang ausgestatteten Aufgabenkreis (Artikel 1 14 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes) tätig. Die Beeinträchtigungen der 
prüfungs- und erhebungsunterworfenen Stellen sind dem- 
gegenüber gering. Eine nach Maßgabe der §§ 94 ff. der Bun- 
deshaushaltsordnung ausgeübte Prüftätigkeit des Bundes- 
rechnungshofes lässt eine unverhältnismäßige Belastung 
nicht erkermen (BVerwG, 8 C 53/09 vom 23. Februar 2011). 
Der Bundesrechnungshof hat zudem keinerlei Möglichkeit, 
die aus seinen Prüfungen resultierenden Empfehlungen 
rechtsverbindlich durchzusetzen. Das Rechtsschutzbedürf- 
nis der Adressaten der Prüfungs- und Erhebungsanordnun- 
gen wird weiterhin angemessen berücksichtigt. Demgegen- 
über wäre es eine schwerwiegendere Beeinträchtigung, 
wenn die Mitglieder des Bundesrechnungshofes ihrem ver- 
fassungsgemäßen Prüfauftrag nicht rechtzeitig nachkommen 
könnten, als wenn im Einzelfall nach einer durchgeführten 
Prüfung ihre Prüfungs- oder Erhebungsrechte nicht bestätigt 
werden sollten. 


II. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes beruht auf Arti- 
kel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (gerichtliches 
Verfahren). 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union 
vereinbar. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Zustimmung zum Finanzvermögen- 
Staatsvertrag) 

Nach Artikel 22 Absatz 1 Satz 3 des Einigungsvertrages soll 
die Verteilung des Finanzvermögens durch Bundesgesetz er- 
folgen. Dem wird mit Absatz 1 Rechnung getragen. Durch 
die Festlegung der materiellen Regelungen in einem Staats- 
vertrag stellt der Bund das Einvernehmen mit den betroffe- 
nen Bundesländern sicher, denen in der Folge in eigener Ver- 
antwortung die Umsetzung der in Artikel 22 Absatz 1 Satz 4 
des Einigungsvertrages geforderten Beteiligung der Ge- 
meinden (Gemeindeverbände) obliegt. 

Weiterhin erfolgt durch dieses Gesetz die in Artikel 233 § 16 
Absatz 1 Satz 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche normierte bundesgesetzliche Regelung der 
endgültigen Aufteilung des Vermögens nach Artikel 233 
§ 12 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Einführungsgeset- 
zes zum Bürgerlichen Gesetzbuche. 

Absatz 2 sieht die Veröffentlichung des Finanzvermögen- 
Staatsvertrages vor. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Bundeshaushalts- 
ordnung) 

Zu § 95a - neu - 

Nach der vorgeschlagenen Regelung hat die Anfechtungs- 
klage gegen Anordnungen, die der Bundesrechnungshof zur 
Durchsetzung seiner Rechte nach § 94 Absatz 1 und § 95 der 
Bundeshaushaltsordnung erlässt, keine aufschiebende Wir- 
kung. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Absatz 1 regelt das Inkrafttreten. 

Absatz 2 sieht vor, dass das Inkrafttreten des Staatsvertrages 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben ist. 

Schlussbemerkungen 

Aus der Regelung in Artikel 1 ergibt sich keine unmittelbare 
Kostenverschiebung zwischen Bundes- und Landeshaushal- 
ten. Es entfällt jedoch für den Bund die Möglichkeit, die neu- 
en Länder und Berlin zur Deckung des Gesamtdefizites des 
Finanzvermögens heranzuziehen. Die Kosten der Sanierung 
der Altlasten der Wismut GmbH werden weiterhin aus dem 
Bundeshaushalt und die Kosten der Abwicklung der Staat- 
lichen Versicherung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik im Wirtschaftsplan der Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben erbracht. 

Der Verzicht auf die Geltendmachung der Auskehransprüche 
nach § 8 Absatz 4 des Vermögenszuordnungsgesetzes zu- 
gunsten der Kommunen führt dort zu einer nicht quantifi- 
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zierbaren Entlastung. Der genaue Umfang der wegfallenden 
Auskehransprüche des Finanzvermögens kann nicht ermit- 
telt werden, da in einer Vielzahl von Fällen die Vermögens- 
zuordnung noch nicht erfolgt ist. Derzeit liegen dem Bun- 
desamt für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen 
rund 85 000 offene Fälle vor, hinzu kommt noch eine unbe- 
kannte aber erhebliche Zahl von noch nicht im Antragsver- 
fahren stehenden Liegenschaften, ln einem wesentlichen 
Teil dieser Fälle können Auskehransprüche bestehen, die 
von dem Verzicht umfasst werden. 

Bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben entfallen 
voraussichtlich rund 5 Mio. Euro aktuell bestehender Aus- 
kehrforderungen gegenüber den Kommunen. Die beschleu- 
nigte Zuführung des bisher nicht zugeordneten Finanzver- 
mögens zum Bundesvermögen wird bei der Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben zu Mehraufwand führen. 
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Staatsvertrag über die abschließende Aufteilung des Finanzvermögens gemäß 
Artikel 22 des Einig ungsvertrages zwischen dem Bund, den neuen Ländern und dem 

Land Berfln 

( F i na nzverrn ög en-Staatsve rtrag ) 


Die Bundesrepublik Deutschland 


als Treuhandverwalterin des Finanzverraögens nach Artikel 22 des Einigungsvertrages, 
vertreten durch das Bundesministerium der Finanzen, 
vertreten durch den Bundesminister der Finanzen (im Folgenden Bund). 


und die Länder 
Berlin, 

vertreten durch den Senator für Finanzen, 
Brandenburg, 

vertreten durch den Ministerpräsidenten, 

Mecklenburg-Vorpommern, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, 

Sachsen, 

vertreten durch den Ministerpräsidenten. 
Sachsen-Anhalt, 

vertreten durch den Ministerpräsidenten, 
Thüringen, 

vertreten durch die Minfsterpräsidentin, 


schließen nachfolgenden Staatsvertrag: 


Präambel 

Artikei 22 Absatz 1 des Einigungsvertrages sieht die hälftige Aufteilung des vom Bund treu- 
händerisch verwalteten Finanzvermögens zwischen dem Bund und den in Artikei 1 des Eini- 
gungsvertrages genannten Ländern (im Folgenden Länder) von Zu einzelnen Vermögens- 
massen bestehen unterschiedliche Rechtsauffassungen zwischen dem Bund und den Län- 
dern. 


Bund und Länder bemühen sieh seit über zehn Jahren ohne Ergebnis um eine Annäherung 
der divergierenden Standpunkte. Abhängig vom jeweiligen Rechtsstandpunkt steht einem 
Überschuss von etwa 3,5 Milliarden Euro (Position der Länder) ein Fehlbetrag von rund 4 
Milliarden Euro (Position des Bundes) gegenüber. Eine Annäherung ist auch bei Fortführung 
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der Verhandlungen nicht zu erwarten. Der Versuch einer Klärung auf dem: Rechtswege wäre, 
sofern er überhaupt gegeben ist, mit einem außerordentlich hohen materiellen und zeitlichen 
Aufwand verbunden, der in keinem wirtschaftlichen Verhältnis zur Einziehung etwaiger ge- 
genseitiger Ansprüchs stünde; das Ergebnis wäre zudem völlig offen, 

Artikel 1 

Regelungsgegenstancl ■ 

Im Zusammenhang mit dem Finanzvermögen gibt es eine Reihe zwischen dem Bund und 
den Ländern nicht abschließend geklärter Fragen, darunter: 

e die Zurechnung von Sanierungsaufwendungen der Wismut GmbH zum Ftnanzver- 
mögen, 

® die Zurechnung der Verbindlichkeiten der Staatlichen Versicherung der DDR in Ab- 
wicklung zum Finanzvermögen, 

® die Art und der Umfang der Inanspruchnahme des Ftnanzvermögens für die Spei- 
sung des Entschädigungsfonds nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 des Entschädigungs- 
gesetzes, 

® die Anrechnung des den Ländern unentgeltlich aufgelassenen Bodenreformlandes 
rtäch: Artikel 233 § 16 Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit § 12 Absatz 2 Nummer 2 
Buchstabe c des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Oesetzbuche, 

» die Erfassung, Abrechnung und Abführung der Veräußerungserlöse nach § 8 Ab- 
satz 4 des Vermögenszuordnungsgesetzes, 

® die Berücksichtigung der den Belegenheitsgemeinden im Rahmen der Bürgermeis- 
termodeiiverkäufe übertragenen volkseigenen, ehemals in Rechtsträgerschaft des 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes stehenden Feriendienstliegenschäften (FE- 
Dl) sowie der an die Gemeinden im Rahmen der FEDi-Erlösauskehr geleisteten Zah- 
lungen, 

* die VenA/altung und Verwertung des bislang nicht zur Zuordnung beantragten ehe- 
mals volkseigenen Vermögens, soweit es dem Finanzvermögen zuzjjrechnen ist. 

Vor diesem Hintergrund und zur Vermeidung eines unverhältnismäßig hohen Aufwandes zur 
Klärung aller offenen Fragen haben Bund und Länder die folgende Einigung erzielt. 

Artikel 2 

Vermögensaufteiiung 

(1) Das Finanzvermögen ist mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages abschließend und voll- 
ständig aufgeteilt. Zwischen Bund und Ländern bestehen keine Ansprüche gemäß Artikel 22 
Absatz 1 Satz 3 und 5 des Einigungsvertrages mehr. Das durch Artlkei 22 Absatz 1 Satz 1 
des Einigungsvertrages begründete Treuhandverhältnis des Bundes erlis:cht zu diesem Zeit- 
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punkl. Soweit nachfolgend keine andere Regelung getroffen wird, stellen sämtliche 
Grundstücke, grundstücksgleicheh Rechte und beschränkten dinglichen Rechte des Fihänz- 
vermögens unmittelbar Bundeseigentum der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben gemäß: 
§ 2 Absatz 2 des Gesetzes über die Bundesanstalt für tmmobilienaufgaben dar; die sonsti- 
gen Vermögenswerte, Ansprüche und Verpflichtungen des Finanzvermögens werden unmit- 
telbar Bundeseigentum. Satz 4 gilt auch dann, wenn eine bestandskräftige Entscheidung 
über die Zuordnung zum Finanzvermögen nach dem Vermögenszuordnungsgesetz erst 
nach diesem Zeitpunkt ergeht. Artikel 6 dieses Staatsvertrages bleibt unberührt, 

(2) Das nach Artikel 233 § 12 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbudhe dem Landesfiskus zufallende Bodenreformvermögen ver- 
bleibt endgültig und ohne Ausgleiohsverpflichtung gegenüber dem Bund und dem Finanz- 
vermögen im Landeseigentum. Alle Ansprüche des Bundes gemäß Artikel 233 § 16 Absatz 1 
Satz 3 des Elnführuhgsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche sind damit erfüllt. 

(3) Die volkseigenen, ehemals In Rechtsträgerschaft des Freien Deutschen Gewerkschafts- 
bundes stehenden Feriendienstliegenschaften wurden ohne Ausgleichsverpflichtung gegen- 
über dem Bund und dem Finanzvermögen auf die Belegenheltsgemeinden übertragen; 
ebenso wurden die Zahlungen im Rahmen der sogenannten FEDI-Erlösauskehr ohne Aus- 
gleichsverpflichtung geleistet. Soweit der Bund durch Artikel 22 Absatz 1 Satz 4 des Eini- 
gungsvertrages verpflichtet seih sollte, für eine Beteiligung der Gemeinden (Gemeindever- 
bände) an dem nach Artikel 22 Absatz 1 Satz 3 des Einigungsvertrages den Ländern zufal- 
lenden Teil des Finanzvermogens Sorge zu tragen, ist dies damit abschließend erfolgt. 

Artikel 3 

Sanierungsaufwendungen der Wismut GmbH 
Die VerpfliGhtungen der Wismut GmbH, insbesondere die Sanierungsaufwendungen und die 
Kosten für die Langzeitaufgaben, werden auf der Grundlage der Freistellungserklärung des 
Bundes vom 31. März 1992 gegenüber der Wismut GmbH durch den Bundeshaushalt ge- 
tragen. Davon nicht berührt sind die sogenannten Wismut-Altstandorte. Der Bund und der 
Freistaat Sachsen stellen zur Sanierung der sogenannten Wismut-Altstandorte gemeinsam 
einen Finanzrahmen bereit. Einzelheiten dazu werden in einem gesonderten Verw:a:ltungsab- 
kommen geregelt. 
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Artikel 4 

Finanzierung der ehemaligen Staatlichen Versicherung der DDR in Abwicklung (SinÄ) 
Bund und Länder sind sieh einig, dass den Ländern gegenüber dem Bund aus dem Komplex 
SinA keine unmittelbaren oder mittelbaren Finanzierungsverpflichtungen obliegen, 

Artikel 5 

Entsehädigungsfonds 

Bund und Länder sind sich einig, dass den Landern gegenüber dem Bund beziehungsweise 
dem Entschädigungsfonds aus den nach § ID Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Entschädi- 
gungsgesetzes zu leistenden Abführungen des Finanzvermögens keine Finanzierungsver- 
pflichtungen obliegen. 

Artikel 6 

Ansprüche nach § 8 Absatz 4 des Vermögenszuordnungsgesetzes 

(1) Bund und Länder verrichten auf die Geltendmachung von Ansprüchen auf Erfassung, 
Abrechnung und Abführung der Veräußerungserlöse nach § 8 Absatz 4 des Vermögenszu- 
ordnungsgesetzes, soweit nicht in den Absätzen 2 und 3 Abweichendes geregelt ist. 

(2) Der Verzicht nach Absatz 1 umfasst Ansprüche auf Abführung der Veräußerungseriöse 
nach § 8 Absatz 4 des Vermögenszuordnungsgesefees jedoch nur, soweit die Verfügung 
gemäß § 8 Absatz 1 Satz 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes vor dem 31. Dezember 
2011 erfolgt ist. 


(3) Der Verzicht nach Absatz 1 umfasst nicht Ansprüche auf Abführung der Veräußerungser- 
löse nach § 8 Absatz 4 des Vermögenszuordnungsgesetzes, 

(a) die vor dem in Absatz 2 genannten Zeitpunkt bereits erfüllt oder tituliert oder bei 
Gericht anhängig sind;; im Fall von Musterprozessen gilt dies auch für alte Ansprü- 
che, auf die nach dem erklärten Willen der Parteien der Ausgang des Musterpro- 
zesses Anwendung finden soll. 

(b) für die vor dem in Absatz 2 bezeichneten Zeitpunkt bereits ein Vollstreckungsbe- 
scheid zugestellt worden ist oder wenn einem Gericht nach voran gegangenem 
Mahnverfahren bereits eine Anspruchsbegründung nach § 697 Absatz 1 der Zivil- 
prozessordnung zugegangen ist. 

(c) die Gegenstand einer privatrechtlichen Vereinbarung (zum Beispiel: Vergleich, 
Baudirektions- und Wertausgleichsvereinbarung, Stundungs- und Ratenzahlungs- 
Vereinbarung) sind. 
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(4) Der Bund stellt sicher, dass sich auch die mit der Verwaltung des Finanzvermögens be- 
auftragten Anstalten und Gesellschaften des Bundes sowie deren Tochtergesellschaften 
entsprechend dieser Vereinbarung verhalten. Die Länder stellen die Unterrichtung der Kom- 
murten über die sie betreffenden Inhalte dieses Staatsvertrages sicher. 

Artikel? 

Nicht zugeordnetes Finanzvermögen 

Die Feststeilung, was dem Finanzvermögen zugehört, erfolgt durch Zuordnungsverfahren 
nach dem Vermögenazuordnungsgesetz. Bund und. Länder haben das gemeinsame Interes- 
se, mehr als 20 Jahre nach der Wiedervereinigung gemeinsam mit den Kommunen zeitnah 
Klarheit auch über die noch nicht im Zuordnungsverfahren befindlichen Vermögenswerte zu 
erreichen. Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben wird alle Grundstücke, grundstüeks- 
gieichen Rechte und beschränkten dinglichen Rechte des Finanzvermögens gemäß Artikel 2. 
Absatz 1 Satz 4 dieses Staatsvertrages zur Vermögenszuordnung beantragen, soweit sie 
jeweils Kenntnis darüber erlangt hat, Die Kommunen können die in ihrem Gebiet beiegenen 
unbeantragten Grundstücke des Finanzvermögens ermitteln und der Bundesanstalt für im~ 
mcbilienaufgaben mitteilen sowie die für die Vermögenszuordnungsentscheidung erforderli- 
chen Tatsachen nachvollziehbar darlegen. 

Artikel 8 

(1) Die Regelungen des Vermögensgesetzes und des Vermögenszuordnungsgesetzes blei- 
ben im Übrigen von diesem Staatsvertrag unberührt, 


(2) Die 2002 zwiseheri dem Bund, dem Deutschen Städtetag, dem Deutschen Städte- und 
Gemeindebund und dem Deutschen Landkreistag abgeschlossene Rahmenvereinbarung 
über Aüsgieichsieistungen für mitprivatisierte Koramunalobjekte sowie die. dazu abgeschlos- 
senen Ergänzungsvereinbarungen bleiben von diesem Staatsvertrag unberührt. 

Artikels 

Ratifikation, Inkrafttreten 

Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Er tritt an dem Tag in Kraft, an dem alle Ratifika- 
tionsurkunden beim Bund hinterlegt wurden. 
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Für den Bund, der Bundesminister der Finanzen: 
(SoiyC-'^ , den , 


Für das Land Berlin:, der Senator für Finanzen; 

%€r4k. den Zm 




Für das Land Brandenburg, der Ministerpräsident: 

, den ^ ^ ^ (Z 


Für das Land Mecklenburg-Vorpommern, der Ministerpräsident: 


tL 


den,. 


Für den Freistaat Sachsen, der Ministerpräsident: 

A -f/Jai'/ 




den 



h_T^ 


(Lloil (__/ 



Für das Land Sachsen-Anhalt, der Ministerpräsident: 





den . 




Für den Freistaat Thüringen, die Ministerpräsidentin: 

.ienÄMMrr 
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Erläuts rungstext 

zur Präambel des Staatsvertrages; 

Regeiungsgegenstand des Staatsvertrages ist ausschließlich das vom Bund treuhänderisch 
verwaltete Finanzvermügen im Sinne des Artikels 22 Absatz 1 Satz 1 des 
Einigungsvertrages; nicht von den Regelungen des Staatsvertrages erfasst wird das (unter 
anderem land- und forstwirtschaftliche) Restitutionsvefmögen gemäß Artikel 22 Absatz 1 
Satz 7 in Verbindung mit Artikel 21 Absatz 3 des Einigungsverlrages. Für das ehemalige 
Preußerivermögen gelten die zwischen Bund und Land Jeweils geschlossenen 
Vereinbarungen beziehungsweise Vergleiche. 

Gegenüber der 2009 mit dem Bund und den Ländern abgestimmten Fassung der Präambel 
hat sich aufgrund der aktualisierten Übersieht des Bundes zum Finanzvermögen (Stand 31. 
Dezember 2009) eine wertmäßige Änderung ergeben; Danach steht nunmehr abhängig vom 
jeweiligen Rechtsstandpunkt einem Überschuss von etwa 3,5 Milliarden Euro (Position der 
Länder) ein Fehlbetrag von rund 4 Milliarden Euro (Position des Bundes) gegenüber. 


zu Artikel 1, 6. Anstrich: 

2009 war in den Vertragstext neben dem Verzicht des Bundes auf die Erfassung, 
Abrechnung und Abführung der Veräußerungseriöse nach § 8 Absatz 4 des 
Vermögenszuordnungsgesetzes die Forderung der kommunalen Landesverbände nach 
einem weitergehenden Verzicht auf die Auskehr von Mieten, Pachten und Zinsen gemäß § 
988 in Verbindung mit §§ 812 ff, des Bürgerlichen Gesetzbuches aufgenommen worden. 
Diese Erweiterung war in den Verhandiungen gegenüber dem Bund nicht durchzusetzen und 
wurde daher wieder gestrichen. Der Bund sah sich zu einem Verzicht auf die Auskehr von 
Mieten, Pachten und Zinsen nur in der Lage, wenn Kommunen und Länder im Gegenzug 
ihrerseits auf Aufwendungsersatzansprüche verzichten. Die Verankerung eines Verzichts auf 
Aufwendungsersatzanspruche durch die Kommunen im Sfaatsvertrag scheitert jedoch sehoii 
daran, dass die Kommunen nicht Vertragspartner des Staatsvertrages werden und Bund und 
Länder einen Verzicht zu Lasten Dritter nicht wirksam vereinbaren können. Der Vorschlag 
des Bundes, den Ländern die Forderungen abzutreten und so den Verzicht auf die Ebene 
Länder-Kommunen zu verlagern, stellt hiesigen Erachtens für die Länder keine Alternative 
dar, da weder der für die: Länder entstehende Verwaltungsaufwand noch die Höhe der 
Gegenansprüche der Kornmunen abschätzbar sind. 
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zu Artikel 2 Abs. 1 

Regelungsziel ist die abschließende Aufteilung des Finanzvermögens. Alle Ansprüche aus 
Artikel 22 Absatz 1 Satz 3 des Einigungsvertrages sind damit erledigt. 

Das in Artikel 2 Absatz 1 Satz 3 geregelte Erlöschen des Treuhandverhältnisses des Bundes 
nach Artikel 22 Absatz 1 Satz 1 des Einigungsvertrages ist logische Konsequenz der in 
Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 geregelten abschließenden Aufteilung des Finanzvermögens, 
ebenso die Erledigung der Ansprüche aus Artikel 22 Absatz 1 Satz 5 des 
Einigungsvertrages. Hierdurch werden gegebenenfalls bestehende oder noch entstehende 
Aufwendungsersatzansprüche nicht berührt. 

Mit der Aufteilung des Finanzvermögens und der Zuweisung des Restbestandes des 
Finanzvermögens an den Bund entsteht für den Bund die Notwendigkeit, die Eigentumslage 
hinsichtlich der Grundstücke, grundstücksgleichen Rechte und beschränkt dinglichen Rechte 
eindeutig für die Bundesanstalt für Immoblüenaufgaben klarzustellen. Der 
Eigentumsnachweis .soll der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben bei den 
Grundbuchämtern aufgrund der bestandskräftigen Zuordnungsentscheidung in Verbindung 
mit dem Staatsvertrag ohne weiteres möglich sein. Zusätzliche Übertragungsakte vom Bund 
auf die Bundesanstalt für Immo.bilienaufgaben sollen aus Kosten- und 
Verwaltungseffizienzgründen vermieden werden. Auf das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Dresden, 4. Kamm-er vom 4, Juni 2008, Az. 4 K 1652/06 wird insoweit hingewiesen. 


zu Artikel 2 Absätze 2 und 3, Artikel 3 bis 5 

Die Regelungen dienen der Rechtsklarheit, Die Hinweise der kommunalen Spitzenverbände 
wurden inhaltlich eingearbeitet. 


zu Artikel 3 


Artikel 3 führt nicht zu einer Veränderung der bestehenden Finanzierungsgrundlagen der 
Wismut GmbH und ist kein Präjudiz für künftige Entscheidungen zur Finanzierung der 
Wismut GmbH. Gegenstand des Finanzvermögens ist nur die durch die 
Freisteltungserklärung des Bundes vom 31, März 1:992 gegenüber der Wismut GmbH 
übernommene Verpflichtung. Eventuell darüber hinausgehende Verpflichtungen der Wismut- 
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QmbH gehören nicht zum Finanzvermögen. Eine nachträgliche Einbeziehung in das 
Finanzvermögen ist ausgeschlossen, da mit dem Wirksamwerden des Staatsvertrages das 
Finanzvermögen abschließend aufgeteilt und erioschen ist. 


zu Artikel 6 

Es wird auf die Ausführungen zu Artikel 1 verwiesen. Im Übrigen dienen die Regelungen der 
ReGhtsklarheit. Der Verzicht von Bund und Ländern auf die Geltendmachung' von 
Ansprüchen auf Erfassung, Abrechnung und Abführung der Veräußerungserlöse nach § 8 
Absatz 4 des Vermögenszuordnungsgesetzes ist umfassend und erfasst auch die 
entsprechenden Ansprüche von Bund und Ländern gegenüber den Kommunen. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit (insbesondere für die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben und die Kommunen) wurde hier der Stichtag 31. Dezember 2011 
aufgenommen, 


zu Artikel 7 

Die kommunalen Landesverbände hatten hier eine Regelung vorgeschiagen, bezügiich der 
noch nicht zugeordneten Vermögensgegenstände eine abschließende gesetzliche Regelung 
herbeizuführen. Dies geht jedoch über den mögfiehen Regelungsgegenstand dieses 
Staatsvertrages hinaus: Die Regelungen des: Vermögensgesetzes und des 
Vermögenszuordnungsgesetzes bleiben von der vertraglichen Regelung unberührt. In den 
Verhandlungen wurde der Bund jedoch auf das Problem der Kommunen, 
Zuordnungsverfahren nur für einen Teil der Grundstücke selbst in die Wege leiten zu 
können, hingewiesen (Antrag nur auf Zuordnung an sich selbst mögtich); der Bund 
signalisierte hier die Bereitschaft der Bundesanstait für immobilienaufgaben, von den 
Kommunen an die Bundesanstalt für immobilienaufgaben herangetragene Fälle 
einvernehmlich und schnellstmöglich zu lösen. Zur Bekräftigung wurde Satz 2 
aufgenommen. Soweit nach der Prüfung durch die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
keine Zugehörigkeit zum Finanzvermögen gegeben ist, soll gemeinsam mit der Kommune 
die zuständige Behörde zur Zuordnung von Amts wegen nach § 1 Absatz 6 des- 
Vermögenszuordnungsgesetzes aufgefo:rdert werden. Bund und Länder gehen gemeinsam 
davon aus, dass in diesen Fällen das erforderliche öffentiiche Interesse voriiegt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrats 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge- 
setzes geprüft. 


I. Zusammenfassung 


Bürgerinnen und Bürger 

Kein Erfüllungsaufwand 

Wirtschaft 

Kein Erfüllungsaufwand 

Verwaltung 

Jährlicher Erfüllungsauf- 
wand: 

geringfügige Entlastung 

Der NKR weist darauf hin, dass das Ressort keine alterna- 
tive Lösungsmöglichkeiten bei der Änderung der Bundes- 
haushaltsordnung dargestellt hat. 

Darüber hinaus hat der Nationale Nomrenkontrollrat im 
Rahmen seines gesetzlichen Prüfauftrags keine Bedenken 
gegen das Regelungsvorhaben. 


II. Im Einzelnen 

1. Finanzvermögensstaatsvertrag 

Mit dem Gesetzentwurf erklärt der Deutsche Bundestag sei- 
ne Zustimmung zum Staatsvertrag über die abschließende 
Aufteilung des Finanzvermögens gemäß Artikel 22 des Eini- 
gungsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
dem Land Berlin, dem Land Brandenburg, dem Land Meck- 
lenburg-Vorpommern, dem Freistaat Sachsen, dem Land 
Sachsen-Anhalt und dem Freistaat Thüringen (Finanzver- 
mögens-Staatsvertrag). 

Die Wirtschaft und die Bürgerinnen und Bürger sind von 
dem Gesetzentwurf nicht betroffen. Für die Bundesverwal- 
tung ergibt sich aufgrund des Staatsvertrags eine geringe 
jährliche Entlastung. Diese ergibt sich insbesondere aus dem 
Wegfall 


• von Berichtspflichten der Bundesanstalt für Immobilien- 
aufgaben und der Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben (BvS) über die von ihnen verwal- 
teten Vermögensbereiche des Finanzvermögens an das 
Bundesministerium der Finanzen sowie 

• von Zahlungsanweisungen an die BvS und ihrerseits an 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau für die Abwicklung 
der Staatlichen Versicherung der DDR. 

2. Änderung der Bundeshaushaltsordnung 

Mit dem Regelungsvorhaben soll zudem die Bundeshaus- 
haltsordnung geändert werden. Anfechtungsklagen gegen 
Prüfungs- und Erhebungsanordnungen des Bundesrech- 
nungshofes (BRH) sollen künftig keine aufschiebende Wir- 
kung mehr haben. Die aufschiebende Wirkung kann vom 
Adressaten des Prüfauftrags beantragt werden. Dadurch soll 
eine effektive und zeitlich lückenlose Finanzkontrolle si- 
chergestellt werden. 

Der NKR kann gemäß § 4 Absatz 2 Nummer 2 NKR-Gesetz 
seine Prüfung auf die nachvollziehbare Darstellung der Er- 
wägungen zu anderen Lösungsmöglichkeiten erstrecken. 

Das Ressort hat gemäß § 43 Absatz 1 Nummer 3 der Ge- 
meinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien Alter- 
nativen darzustellen. Eine alternative Möglichkeit wäre die 
Beibehaltung der bisherigen Regelung. Das Ressort hat nicht 
dargelegt, dass durch die Verkürzung des Rechtsschutzes 
dem BRH Schäden entstehen, die unter rechtsstaatlichen Ge- 
sichtspunkten nicht hinnehmbar wären. Es hat ebenfalls 
nicht dargelegt, dass in der Vergangenheit unter Geltung des 
§ 80 Absatz 1 Satz 1 VwGO der Prüfung durch den BRH we- 
sentliche Schwierigkeiten bzw. Nachteile entstanden sind. 

Darüber hinaus hat der Nationale Normenkontrollrat im 
Rahmen seines gesetzlichen Prüfauftrags keine Bedenken 
gegen das Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Nationalen Normenkontrollrats 


Der NKR hat in seiner Stellungnahme ausgefiihrt, dass der 
Entwurf keine Alternativen für die vorgeschlagene Rege- 
lung, insbesondere die Beibehaltung der bisherigen Rege- 
lung, darstelle. Es werde nicht dargelegt, dass dem Bundes- 
rechnungshof Schäden entstehen, die unter rechtsstaatlichen 
Gesichtspunkten nicht hinnehmbar wären und dass nach der 
bisherigen Regelung der Prüfung durch den Bundesrech- 
nungshof wesentliche Schwierigkeiten bzw. Nachteile ent- 
standen seien. 

Die Begründung zum Gesetzesentwurf behandelt ausführ- 
lich die vom NKR angesprochenen Punkte. Sie stellt die ge- 
genwärtige Gesetzeslage und die daraus resultierenden 
rechtlichen und tatsächlichen Schwierigkeiten dar. Die Be- 
gründung führt aus, dass die bisherige Rechtslage Prüfungs- 
verfahren erheblich verzögern und sie bei zeitlichem Bezug 
verhindern kann. Seinen Auftrag aus Verfassung und Gesetz, 
zu prüfen, dem Parlament zu berichten und es zu beraten 
kann der Bundesrechnungshof dann nicht erfüllen. Auch in 
Anbetracht der Nachteile und Risiken für die öffentlichen 
Haushalte ist ein Festhalten an der bestehenden Regelung 
keine Alternative. Der Gesetzesvorschlag schafft hier Abhil- 
fe und beseitigt Beeinträchtigungen einer effektiven, zeitlich 
lückenlosen Finanzkontrolle. Er greift hierzu die in § 80 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 erste Alternative VwGO dem 
Gesetzgeber ausdrücklich eröffnete Möglichkeit auf, in ein- 
zelnen Regelungsbereichen die aufschiebende Wirkung der 
Anfechtungsklage entfallen zu lassen. Für eine grundlegend 
andere Lösung des Problems bietet der rechtliche Rahmen 
keinen Ansatzpunkt. Schließlich vermindert der Entwurf den 
Erfüllungsaufwand beim Bundesrechnungshof und reduziert 
voraussichtlich die Anzahl der Gerichtsverfahren bei gleich- 
zeitiger Wahrung der Rechtsschutzbelange möglicher Adres- 
saten einer Anordnung des Bundesrechnungshofes. 
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Anlage 4 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 907. Sitzung am 1. März 2013 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Artikel 2 (§ 95a BHO) 

Artikel 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung des § 95a - neu - Bundeshaushaltsordnung 
ist erforderlich, weil nur so im Falle von Streitfällen über den 
Umfang der Prüfungsrechte des Bundesrechnungshofs ein 
hinreichender Rechtsschutz für die Länder gegeben ist. 
Durch die Einfügung von § 95a BHO - neu - würde das Re- 
gel-Ausnahmeverhältnis gemäß § 80 Verwaltungsgerichts- 
ordnung für den Fall der Durchsetzung von Prüfungs- und 
Erhebungsanforderungen des Bundesrechnungshofs vor al- 
lem bei Stellen außerhalb der unmittelbaren Bundesverwal- 
tung aufgehoben. Die rechtlichen Verhältnisse würden im 
Hinblick auf die aufschiebende Wirkung im Falle einer An- 
fechtungsklage faktisch umgekehrt und führen zu einer pau- 
schalen rechtlichen Schlechterstellung der Adressaten einer 
Prüfungs- oder Erhebungsanordnung des Bundesrechnungs- 
hofs. Damit würde das Interesse des Bundesrechnungshofs 
generell höherrangig eingeordnet als das Aufschubinteresse 
der Betroffenen. Die Begründung des Gesetzentwurfs recht- 
fertigt keine derart erheblichen Einschränkungen des 
Rechtsschutzes. 

Der Bundesrat stellt fest, dass im öffentlichen Bereich so- 
wohl die Behörden und Einrichtungen des Bundes als auch 
die auf Länderebene den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit unterliegen; sie müssen gegenseitig auf 
rechtmäßiges Handeln vertrauen können. 

Hinzuweisen ist auch darauf, dass nach der zuletzt ergange- 
nen Verfassungsrechtsprechung weitgehenden Prüfungsab- 
sichten des Bundesrechnungshofes bezüglich des Einsatzes 
von Bundesmitteln im Rahmen gemeinsamer Finanzierun- 
gen deutliche Grenzen gesetzt sind (BVerfG, 2 BvF 1/09 
vom 7. September 2010). 

Vor diesem Hintergrund hält der Bundesrat allenfalls eine 
Regelung für hinnehmbar, wonach die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Umkehr des Regel-Ausnahme- Verhältnisses 
nicht für solche Fälle gilt, in denen das Erhebungsrecht bei 
Behörden der Länder berührt sein kann. 
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Anlage 5 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung hält die vorgesehene Änderung der 
Bundeshaushaltsordnung, mit der eine Stärkung der exter- 
nen Finanzkontrolle im vorläufigen Rechtsschutz angestrebt 
wird, zur Sicherstellung einer effektiven Finanzkontrolle 
durch den Bundesrechnungshof für sachgerecht. 

Eine Erweiterung der Rechte des Bundesrechnungshofes ist 
damit nicht verbunden. Es entfällt die aufschiebende Wir- 
kung bei Anfechtungsklagen gegen bestimmte Anordnungen 
des Bundesrechnungshofes. Die Rechtsschutzbelange mög- 
licher Adressaten werden gewahrt. 

Gleichwohl wird die Bundesregierung die Anregung des 
Bundesrates prüfen. 
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